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Gesetzentwurf 
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Entwurf eines Gesetzes zur Neuordnung der Altersversorgung der 
Bezirksschornsteinfegermeister und zur Änderung anderer Gesetze 


A. Problem und Ziel 

Zur Neuordnung der Altersversorgung der Bezirksschornsteinfegermeister: 

Im Jahr 2008 wurde das deutsche Schornsteinfegermonopol wegen Europa- 
rechtswidrigkeit abgeschafift. Nach einer Übergangszeit, die noch bis Ende 
2012 andauert, unterliegen die Bezirksschomsteinfegermeister (bzw. die be- 
vollmächtigten Bezirksschomsteinfeger) weitgehend dem freien Wettbewerb 
und sind damit anderen Handwerksberufen gleichgestellt. Vor diesem Hinter- 
grund muss auch die bisherige spezifische Alterssicherung des betreffenden 
Personenkreises an die neuen Gegebenheiten angepasst werden. 

Zu den Änderungen im Recht der Arbeitsförderung: 

Im Recht der Arbeitsförderung (Drittes Buch Sozialgesetzbuch) besteht Rege- 
lungsbedarf zu unterschiedlichen Bereichen: 

Derzeit können Berufsorientierungsmaßnahmen befristet bis zum 3 1 . Dezem- 
ber 2013 über einen Zeitraum von vier Wochen hinaus und außerhalb der unter- 
richtsfreien Zeit durchgeführt werden. Diese größere Flexibilität soll dauerhaft 
bestehen. Die Befristung soll deshalb entfallen. 

Die Möglichkeit zur Erprobung innovativer Instrumente der Arbeitsmarktpoli- 
tik ist derzeit bis zum 31. Dezember 2013 befristet. Sie soll um drei Jahre bis 
zum 31. Dezember 2016 verlängert werden, damit in diesem Zeitraum weitere 
Erfahrungen mit der Förderung innovativer Projekte gesammelt werden kön- 
nen. 

Die Rechtsprechung betrachtet die fachkundigen Stellen, die Träger und Maß- 
nahmen der Arbeitsförderung zulassen, als Beliehene und die Zulassungsent- 
scheidung als Verwaltungsakt. Eine gesetzliche Klarstellung zur privatrechtli- 
chen Natur der fachkundigen Stellen und ihrer Entscheidungen sowie zum 
Rechtsweg soll für Rechtssicherheit sorgen und erneute Rechtsstreitigkeiten zu 
dieser Frage vermeiden. 

Weitere Änderungen betreffen die Korrektur redaktioneller Unrichtigkeiten. 


B. Lösung 

Der Neuordnung der Altersversorgung der Bezirksschomsteinfegermeister liegt 
folgendes Konzept zugrunde: 
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— Die Bezirksschomsteinfegermeister werden in der gesetzlichen Rentenversi- 
cherung anderen selbstständigen Handwerkern gleichgestellt. 

— Das bisherige umlagefinanzierte obligatorische Zusatzversorgungssystem 
wird geschlossen. Die Renten der ca. 6 500 Rentenempfänger werden fort- 
gezahlt. Die erworbenen Anwartschaften der ca. 7 700 aktiven Bezirks- 
schornsteinfegermeister auf Altersmhegeld bleiben erhalten. Für die Berufs- 
unfähigkeitsabsicherung sind Übergangsregelungen vorgesehen. 

— Zur Finanzierang der Leistungen wird zunächst das vorhandene Vermögen 
der Versorgungsanstalt eingesetzt. Anschließend werden die Leistungen 
vom Bund übernommen. 

Zu den Änderungen im Recht der Arbeitsförderung: 

— Aktive Arbeitsmarktpolitik basiert auf einer laufenden Weiterentwicklung. 
Die Erprobung innovativer Ansätze ist hier ein wesentliches Element, um 
neue, z. T. übergreifende Konzepte auszuprobieren und - bei guten Erfolgen 
— gezielt in das Regelinstrumentarium zu überführen. Um diesem Prozess 
zeitlich befristet mehr Raum zu geben, wird die Fördermöglichkeit für die 
Erprobung innovativer Ansätze verlängert. 

— Um Rechtsunsicherheit zu vermeiden und eine klare Rechtswegregelung zu 
haben, wird nunmehr gesetzlich klargestellt, dass mit der Akkreditierung als 
fachkundige Stelle keine Beleihung verbunden ist. Gleichzeitig wird ge- 
währleistet, dass trotz der Zuordnung zum Privatrecht der Rechtsweg vor 
den Sozialgerichten eröffnet ist. Damit wird der fachlichen Kompetenz der 
Sozialgerichte auf dem Gebiet der Arbeitsförderung Rechnung getragen. 


C. Alternativen 

Keine. 


D. Haushaltsausgaben ohne Erfüllungsaufwand 

Zur Neuordnung der Altersversorgung der Bezirksschornsteinfegermeister: 

Die Belastung des Bundeshaushalts (in heutigen Werten) setzt voraussichtlich 
im Laufe des Jahres 2016 mit rund 63 Mio. Euro ein. Im Folgejahr beträgt sie 
rund 72 Mio. Euro, im Jahr 2025 erreicht die Belastung mit 76 Mio. Euro ihren 
Höhepunkt, in den darauffolgenden Jahrzehnten verringert sie sich dann konti- 
nuierlich und fällt schließlich weg. 

Zu den Änderungen im Recht der Arbeitsförderung: 

Die Berufsorientierung wird ganz überwiegend durch die Länder kofmanziert. 
Auf diese Kofinanzierung durch die Länder entfällt voraussichtlich ein Betrag, 
der den Ausgaben der Bundesagentur für Arbeit entspricht. Für durch die Flexi- 
bilisierung ermöglichte Berufsorientierungsmaßnahmen ist unter Berücksichti- 
gung der demografischen Entwicklung ab 2014 mit Ausgaben der Bundesagen- 
tur für Arbeit in Höhe von jährlich rand 52 Mio. Euro zu rechnen. 

Für die Verlängerung der Regelung zur Erprobung innovativer Ansätze ist in 
den Jahren 2014 bis 2016 mit Ausgaben der Bundesagentur für Arbeit in Höhe 
von jährlich rund 10 Mio. Euro zu rechnen. 


E. Erfüllungsaufwand 

E. 1 Erfüllungsaufwand für Bürgerinnen und Bürger 
Keiner. 
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E.2 Erfüllungsaufwand für die Wirtschaft 
Keiner. 

E.3 Erfüllungsaufwand der Verwaltung 

Zur Neuordnung der Altersversorgung der Bezirksschornsteinfegermeister: 

Die Schließung des Zusatzversorgungssystems führt zu einem allmählichen 
Rückgang des Verwaltungsaufwands, bis dieser langfristig ganz entfällt. Etwai- 
ger sächlicher und personeller Mehraufwand beim Bundesversicherungsamt 
wegen dessen erweiterter Aufsicht über die Versorgungsanstalt kaim derzeit 
nicht beziffert werden. 

Zu den Änderungen im Recht der Arbeitsförderung: 

Die Flexibilisierung der Berufsorientierungsmaßnahmen führt zu keinem höhe- 
ren Erfüllungsaufwand bei der Bundesagentur für Arbeit. 

Die Verlängerung der Regelung zur Erprobung innovativer Ansätze fährt zu 
keinem zusätzlichen Erfüllungsaufwand bei der Bundesagentur für Arbeit ge- 
genüber der bis 2013 geltenden Rechtslage. 


F. Weitere Kosten 

Zur Neuordnung der Altersversorgung der Bezirksschornsteinfegermeister: 

Kosten für die Wirtschaft sowie Auswirkungen auf Einzelpreise und das Preis- 
niveau, insbesondere auf das Verbraucherpreisniveau, sind nicht zu erwarten. 
Die Möglichkeit zur Befreiung von der Versicherungspflicht in der gesetzlichen 
Rentenversicherung kann dort zu sehr geringen Mindereinnahmen führen, die 
langfristig durch entsprechende Minderleistungen kompensiert werden. 

Zu den Änderungen im Recht der Arbeitsförderung: 

Keine. 
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Bundesrepublik Deutschland 


Berlin, 


September 2012 


DIE Bundeskanzlerin 


An den 

Präsidenten des 
Deutschen Bundestages 
Herrn Prof. Dr. Norbert Lammert 
Platz der Republik 1 
11011 Berlin 


Sehr geehrter Herr Präsident, 

hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen 

Entwurf eines Gesetzes zur Neuordnung der Altersversorgung der 
Bezirksschornsteinfegermeister und zur Änderung anderer Gesetze 

mit Begründung und Vorblatt (Anlage 1). 

Ich bitte, die Beschlussfassung des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist das Bundesministerium für Arbeit und Soziales. 

Die Stellungnahme des Nationalen Normenkontrollrates gemäß § 6 Absatz 1 NKRG 
ist als Anlage 2 beigefügt. 

Der Bundesrat hat in seiner 900. Sitzung am 21 . September 2012 gemäß Artikel 76 
Absatz 2 des Grundgesetzes beschlossen, zu dem Gesetzentwurf wie aus 
Anlage 3 ersichtlich Stellung zu nehmen. 

Die Gegenäußerung der Bundesregierung zu der Stellungnahme des Bundesrates 
wird nachgereicht. 

Mit freundlichen Grüßen 
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Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes zur Neuordnung der Altersversorgung der 
Bezirksschornsteinfegermeister und zur Änderung anderer Gesetze 

Vom ... 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 
Änderung des 

Sehornsteinfeger-Handwerksgesetzes 

Das Schomsteinfeger-Handwerksgesetz vom 26. Novem- 
ber 2008 (BGBl. 1 S. 2242), das zuletzt durch Artikel 4 des 
Gesetzes vom 11. Juli 2011 (BGBl. IS. 1341) geändert wor- 
den ist, wird wie folgt geändert: 

1 . Die Inhaltsübersicht zu den Teilen 2 und 3 wird wie folgt 
gefasst: 

„Teil 2 

Versorgung der bevollmächtigten 
Bezirksschomsteinfeger 

Kapitel 1 
Organisation 

§ 27 Schließung der Zusatzversorgung 

§ 28 Träger der Zusatzversorgung; Verordnungser- 
mächtigung 

§ 29 Geschäftsführung 
§ 30 Aufsicht 

Kapitel 2 

Allgemeine Verfahrens- und Anspruchsregelungen; 
Finanzierung 

§ 31 Versorgungsverfahren 

§ 32 Verpfändung, Übertragung und Aufrechnung von 
Versorgungsansprüchen 

§ 33 Übergang von Schadenersatzansprüchen 
§ 34 Verjährung 
§ 35 Rechtsweg 

§ 36 Mittel zur Durchführung der Zusatzversorgung 
Kapitel 3 

Versorgungsleistungen 

§ 37 Ruhegeld 

§ 38 Ruhegeld bei Berufsunfähigkeit 
§ 39 Witwen- und Witwergeld 
§ 40 Waisengeld 

§ 41 Interne Teilung beim Versorgungsausgleich 
Teil 3 

Übergangsregelungen 

§ 42 Übergangsregelung für Bezirksschomsteinfeger- 
meister 


§ 43 Kehr- und Überprüfungsordnungen der Länder 
§ 44 Weitere Anwendung von Vorschriften“. 

2. Teil 2 wird wie folgt gefasst: 

„Teil 2 

Versorgung der bevollmächtigten 
Bezirksschomsteinfeger 

Kapitel 1 
Organisation 

§27 

Schließung der Zusatzversorgung 

(1) Die Zusatzversorgung der bevollmächtigten Be- 
zirksschomsteinfeger (Zusatzversorgung) wird geschlos- 
sen; ab dem 1. Januar 2013 werden keine Anwartschaf- 
ten mehr erworben und keine Beiträge mehr erhoben. 

(2) Die am 31. Dezember 2012 festgestellten Versor- 
gungsleistungen Ruhegeld, Witwen- und Witwergeld, 
Waisengeld sowie Leistungen aus dem Härtefonds wer- 
den weitergezahlt. 

(3) Die zu diesem Zeitpunkt erworbenen Anwart- 
schaften von bestellten und ehemaligen Bezirksschom- 
steinfegermeistem oder bevollmächtigten Bezirks- 
schomsteinfegem (Versorgungsberechtigte) auf Ruhe- 
geld bleiben nach Maßgabe des § 37 erhalten. Für nach 
dem 31. Dezember 2012 eintretende Versorgungsfälle 
werden Ruhegeld bei Bemfsunfähigkeit, Witwen- und 
Witwergeld sowie Waisengeld nach Maßgabe der §§38 
bis 40 geleistet. 

(4) Die Leistungen und Anwartschaften nach den Ab- 
sätzen 2 und 3 werden zum 1 . Juli eines jeden Jahres um 
den Prozentsatz verändert, um den sich der aktuelle Ren- 
tenwert in der gesetzlichen Rentenversichemng verän- 
dert. In den Jahren ab 2013 erfolgt keine Verändemng 
der Leistungen und Anwartschaften, die höher ist als die 
Hälfte des Prozentsatzes nach Satz 1. Satz 2 gilt so 
lange, bis die Höhe der Leistungen und Anwartschaften 
5,2 Prozent unter dem Wert liegt, der sich bei einer Ver- 
änderang nach Satz 1 ergeben hätte. 

§28 

Träger der Zusatzversorgung; Verordnungsermächtigung 

(1) Die bisherige Versorgungsanstalt der deutschen 
Bezirksschomsteinfegermeister wird zur Versorgungsan- 
stalt der bevollmächtigten Bezirksschomsteinfeger (Ver- 
sorgungsanstalt). Sie ist eine bundesunmittelbare rechts- 
fähige Anstalt des öffentlichen Rechts mit Sitz in Mün- 
chen und Trägerin der Zusatzversorgung. 

(2) Durch Rechtsverordnung kann das Bundesminis- 
terium für Arbeit und Soziales im Einvernehmen mit 
dem Bundesministerium für Wirtschaft und Technologie 
und dem Bundesministerium der Finanzen ohne Zustim- 


Drucksache 17/10749 


Deutscher Bundestag — 17. Wahlperiode 


mung des Bundesrates die Trägerschaft und die Ge- 
schäftsführung einer anderen Stelle zuweisen. 

§29 

Geschäftsführung 

(1) Die Geschäftsführung der Versorgungsanstalt ob- 
liegt der Bayerischen Versorgungskammer. Sie vertritt 
die Versorgungsanstalt gerichtlich und außergerichtlich. 

(2) Die Geschäftsführung verwaltet die Versorgungs- 
anstalt, soweit durch Gesetz nichts anderes bestimmt ist. 
Zu den Verwaltungsaufgaben der Geschäftsführung ge- 
hören insbesondere 

1 . die Feststellung und Zahlung der Leistungen, 

2. die Führung und der jährliche Abschluss der Rech- 
nungs- und Kassenbücher, 

3. die Aufstellung des Wirtschaftsplans, 

4. die Erstellung des Geschäftsberichts; dieser muss die 
Jahresrechnung der Versorgungsanstalt, eine Darstel- 
lung der Entwicklung der Versorgungsanstalt im ab- 
gelaufenen Geschäftsjahr sowie eine Modellrech- 
nung zur Entwicklung der Einnahmen, der Ausgaben, 
des Vermögens sowie der erforderlichen Zuschüsse 
des Bundes enthalten; der Geschäftsbericht ist bis 
zum 1 . Juli eines jeden Jahres der Aufsichtsbehörde, 
dem Bundesministerium für Arbeit und Soziales, 
dem Bundesministerium für Wirtschaft und Techno- 
logie sowie dem Bundesministerium der Finanzen 
zuzuleiten, 

5. die Anlage und Verwaltung des Vermögens; § 54 des 
Versicherungsaufsichtsgesetzes ist entsprechend an- 
zuwenden; vor dem Erwerb, der Veräußerung oder 
der Belastung von Grundstücken sowie vor der Ver- 
gabe von Darlehen, die 500 000 Euro übersteigen, ist 
die Zustimmung der Aufsichtsbehörde einzuholen, 

6. die Bestellung eines Wirtschaftsprüfers oder eines 
vereidigten Buchprüfers zur Prüfung des Geschäfts- 
berichts einschließlich der ordnungsmäßigen Buch- 
führung, der Angemessenheit der Verwaltungskos- 
tenzuordnung zum Geschäftsbereich und der Bewer- 
tung der Kapitalanlagen; der Prüfungsbericht ist der 
Aufsichtsbehörde bis zum 1. Juli des auf das Ge- 
schäftsjahr folgenden Jahres vorzulegen. 

(3) Das Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr. 

§30 

Aufsicht 


Verlangen unverzüglich alle Tatsachen mitzuteilen, die 
für die Feststellung ihrer Rechte und Pflichten aus der 
Zusatzversorgung erforderlich sind. Den Eintritt des 
Versorgungsfalles hat die anspruchsberechtigte Person 
der Versorgungsanstalt unverzüglich anzuzeigen. Mit der 
Anzeige sind die für den Nachweis und die Feststellung 
des Versorgungsanspruchs erforderlichen Unterlagen 
einzureichen. Der Anspruch auf Versorgungsleistungen 
ruht, solange ein Versorgungsberechtigter seinen Mittei- 
lungs- oder Mitwirkungspflichten nicht nachkommt. 

(2) Die Versorgungsanstalt erteilt der anspruchsbe- 
rechtigten Person über den Versorgungsanspruch einen 
Bescheid. Die Versorgungsleistungen werden monatlich 
im Voraus überwiesen. Der Anspruch endet mit Ablauf 
des Sterbemonats. 

(3) § 118 Absatz 4 sowie die §§148 und 210 des 
Sechsten Buches Sozialgesetzbuch in ihrer jeweils gel- 
tenden Fassung sind entsprechend anzuwenden. 

§32 

Verpfändung, Übertragung und Aufrechnung 
von Versorgungsansprüchen 

(1) Versorgungsansprüche können nicht verpfändet 
und nur zur Erfüllung gesetzlicher Unterhaltsansprüche 
auf Dritte übertragen werden. 

(2) Die Versorgungsanstalt kaim ihre Forderungen ge- 
gen Ansprüche von Versorgungsempfängem aufrechnen. 

§33 

Übergang von Schadenersatzansprüchen 

Wird ein Versorgungsberechtigter oder ein Versor- 
gungsempfänger körperlich verletzt oder getötet, so geht 
ein gesetzlicher Schadenersatzanspruch, der der verletz- 
ten Person oder den Hinterbliebenen der getöteten Per- 
son infolge der Körperverletzung oder Tötung gegen ei- 
nen Dritten zusteht, in der Höhe auf die Versorgungsan- 
stalt über, in der sie infolge der Körperverletzung oder 
der Tötung zur Gewährung einer Zusatzversorgung ver- 
pflichtet ist. Der Übergang ist ausgeschlossen, soweit 
der Schadenersatzanspruch nach anderen gesetzlichen 
Bestimmungen auf Träger der Sozialversicherung über- 
geht. Der Übergang des Anspruchs kann nicht zum 
Nachteil der verletzten Person oder der Hinterbliebenen 
der getöteten Person geltend gemacht werden. 

§34 

Verjährung 


Die Rechts- und Fachaufsicht über die Versorgungs- 
anstalt führt das Bundesversicherungsamt. § 88 Absatz 1 
und 2, § 89 Absatz 1 und § 94 Absatz 2 Satz 3 des Vier- 
ten Buches Sozialgesetzbuch sind entsprechend anzu- 
wenden. 


Kapitel 2 

Allgemeine Verfahrens- und Anspruchsregelungen; 
Finanzierung 


§31 

Versorgungsverfahren 

(1) Die Versorgungsempfanger und Versorgungsbe- 
rechtigten sind verpflichtet, der Versorgungsanstalt auf 


Ansprüche gegen die Versorgungsanstalt nach diesem 
Gesetz sowie Ansprüche der Versorgungsanstalt auf Bei- 
träge, Zinsen und sonstige Nebenkosten verjähren in vier 
Jahren. Die Verjährungsfrist beginnt mit dem Schluss 
des Kalenderjahres, in dem die Zahlung verlangt werden 
kann. 


§35 

Rechtsweg 

Für alle Streitigkeiten, die Angelegenheiten der Zu- 
satzversorgung der bevollmächtigten Bezirksschom- 
steinfeger durch die Versorgungsanstalt betreffen, ist der 
Verwaltungsrechtsweg gegeben. 
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§36 

Mittel zur Durchführung der Zusatzversorgung 

(1) Die Mittel zur Durchführung der Zusatzversor- 
gung werden aufgebracht aus 

1 . Erträgen des Vermögens der Versorgungsanstalt, 

2. der wirtschaftlichen Verwertung des Vermögens der 
Versorgungsanstalt einschließlich des Reservefonds 
und 

3. anderen Einnahmen der Versorgungsanstalt. 

(2) Soweit diese Mittel nicht ausreichen, um die Zu- 
satzversorgung durchzuführen, leistet der Bund einen 
jährlichen Zuschuss an die Versorgungsanstalt in Höhe 
des Unterschiedsbetrages zwischen den nach Absatz 1 
aufgebrachten Mitteln und den Ausgaben eines Kalen- 
derjahres. Der Zuschuss des Bundes wird in bedarfsge- 
rechten Raten zugewiesen. 

Kapitel 3 

Versorgungsleistungen 

§37 

Ruhegeld 

( 1 ) Die erworbenen Anwartschaften der Versorgungs- 
berechtigten auf Ruhegeld werden zum Stichtag 3 1 . De- 
zember 2012 auf Grundlage der Absätze 3 bis 7 berech- 
net und in Euro ausgewiesen. Die Versorgungsanstalt er- 
teilt den Versorgungsberechtigten über die erworbenen 
Anwartschaften einen Bescheid. 

(2) Ruhegeld erhalten auf Antrag Versorgungsberech- 
tigte, die die Regelaltersgrenze in der gesetzlichen Ren- 
tenversicherung erreicht und mindestens fünf Jahre Bei- 
träge zur Zusatzversorgung entrichtet haben. Der vorzei- 
tige Bezug des Ruhegeldes ist nach Vollendung des 
62. Lebensjahres mit einem Abschlag von 0,3 Prozent 
für jeden Monat der vorzeitigen Inanspruchnahme mög- 
lich. Der Abschlag entfällt, wenn eine Altersrente für be- 
sonders langjährig Versicherte aus der gesetzlichen Ren- 
tenversicherung bezogen wird. 

(3) Für die Bemessung der bis zum 31. Dezember 
2012 erworbenen Anwartschaft auf Ruhegeld ist die 
Dauer der mit Beiträgen zur Zusatzversorgung belegten 
Zeit maßgebend. Weist ein Versorgungsberechtigter, der 
am 1. Januar 2013 bestellt war, nach, dass er aus Grün- 
den, die er nicht zu vertreten hat, zu einem späteren Zeit- 
punkt als zwölf Jahre nach dem Datum seines Rangstich- 
tages als Bezirksschomsteinfegermeister bestellt worden 
ist, so ist ihm diese Verspätung auf die Dauer seiner Bei- 
tragszahlung anzurechnen. 

(4) Für Versorgungsberechtigte, deren Bestellung we- 
gen Rücknahme, Widerruf oder Aufhebung vor dem 

1. Januar 2013 erloschen ist, beträgt der Jahresbetrag der 
Anwartschaft für jedes begonnene, mit Beiträgen belegte 
Jahr 1,5 Prozent des Jahreshöchstbetrages. Für die übri- 
gen Versorgungsberechtigten beträgt der Jahresbetrag 
der Anwartschaft für die ersten 20 mit Beiträgen beleg- 
ten Jahre jeweils 3,5 Prozent, danach bis zur Erreichung 
des Jahreshöchstbetrages für jedes weitere begonnene, 
mit Beiträgen belegte Jahr 3 Prozent des Jahreshöchstbe- 
trages. 


(5) Der Jahreshöchstbetrag beträgt 81 Prozent des 
jährlichen Bruttoarbeitseinkommens eines Beschäftigten 
des Bundes in der Entgeltgruppe 8 Stufe 6 des Tarifver- 
trages für den öffentlichen Dienst in der am 3 1 . Dezem- 
ber 2012 geltenden Fassung ohne leistungsorientierte 
Bezahlungskomponenten, Jahressonderzahlungen und 
Einmalzahlungen. Als Jahreshöchstbetrag (Ost) gilt der 
Betrag, der sich ergibt, werm der Jahreshöchstbetrag 
nach Satz 1 mit dem Verhältnis aus dem am 3 1 . Dezem- 
ber 2012 geltenden Rentenwert (Ost) und dem dann gel- 
tenden Rentenwert der gesetzlichen Rentenversicherung 
vervielfältigt wird. 

(6) Der Monatsbetrag der Anwartschaft ist um den 
Zahlbetrag einer Versichertenrente wegen Alters zu kür- 
zen, die dem Anspruchsberechtigten in der gesetzlichen 
Rentenversicherung am 1. Januar 2013 zustünde; auf 
freiwilligen Beiträgen beruhende Rententeile, Rentener- 
höhungen und Rentenminderungen auf Grund des Ver- 
sorgungsausgleichs, die Einkommensanrechnung auf 
Erziehungsrenten sowie das Rentensplitting unter Ehe- 
gatten und Lebenspartnem nach dem Sechsten Buch 
Sozialgesetzbuch bleiben unberücksichtigt. Hat der Ver- 
sorgungsberechtigte während der Zeit seiner Bestellung 
Pflichtbeiträge zur gesetzlichen Rentenversicherung 
nicht gezahlt, ist die Anwartschaft ferner um den Zahl- 
betrag einer Versichertenrente aus der gesetzlichen Ren- 
tenversicherung zu kürzen, der sich ergibt, werm die 
nach Satz 3 zu ermittelnden Entgeltpunkte für jeden Ka- 
lendermonat, in dem der Versorgungsberechtigte wäh- 
rend der Zeit seiner Bestellung zur gesetzlichen Renten- 
versicherung Pflichtbeiträge nicht gezahlt hat, mit dem 
aktuellen Rentenwert vervielfältigt werden. Die Entgelt- 
punkte werden ermittelt, indem die für Versorgungsbe- 
rechtigte in der gesetzlichen Rentenversicherung maßge- 
bende jährliche Beitragsbemessungsgrundlage durch das 
Durchschnittsentgelt nach Anlage 1 zum Sechsten Buch 
Sozialgesetzbuch für dasselbe Kalenderjahr geteilt wird. 
Eine Kürzung der Anwartschaft hat insoweit zu unter- 
bleiben, als 1,5 Prozent des Jahreshöchstbetrages für je- 
des mit Beiträgen belegte Jahr, höchstens jedoch für 
30 Jahre, unterschritten werden, und soweit es sich um 
Kinderzulagen oder Kinderzuschüsse handelt. 

(7) Für Versorgungsberechtigte im Beitrittsgebiet ist 
§ 56a Absatz 1 des Schomsteinfegergesetzes in der am 
31. Dezember 2012 geltenden Fassung entsprechend an- 
zuwenden. 

§38 

Ruhegeld bei Berufsunfahigkeit 

( 1 ) Ein Versorgungsberechtigter erhält auf Antrag Ru- 
hegeld bei Berufsunfahigkeit, wenn 

1. er vor Vollendung der Regelaltersgrenze in der ge- 
setzlichen Rentenversicherung berufsunfähig gewor- 
den ist, 

2. vor Eintritt der Berufsunfahigkeit eine Wartezeit von 
fünf Jahren erfüllt wurde, 

3. in den letzten fünf Jahren vor Eintritt der Berufsunfä- 
higkeit drei Jahre Beiträge an die Versorgungsanstalt 
gezahlt wurden und 
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4. die Bestellung auf Grund des § 12 aufgehoben wor- 
den ist. 

Satz 1 Nummer 3 ist nicht anzuwenden auf Versorgungs- 
berechtigte, die vor dem 1. Januar 1963 geboren worden 
sind. Der Anspruch besteht ab dem Beginn des Monats, 
der auf den Eintritt des Versorgungsfalles folgt. Der An- 
spruch endet mit Ablauf des Monats, in dem die Voraus- 
setzungen nach Satz 1 entfallen sind oder der Versor- 
gungsberechtigte verstorben ist. Die Höhe des An- 
spruchs ergibt sich aus den Absätzen 5 und 6. 

(2) Berufsunfähig ist ein Versorgungsberechtigter, der 
infolge von Krankheit oder anderen Gebrechen oder von 
Schwäche seiner körperlichen oder geistigen Kräfte au- 
ßerstande ist, eine Erwerbstätigkeit als bevollmächtigter 
Bezirksschornsteinfeger auszuüben. 

(3) Solange Berufsunfähigkeit nur als vorübergehend 
festgestellt ist, besteht nach Eintritt des Versorgungsfal- 
les kein Anspruch für die Dauer von vier Monaten nach 
Eintritt der Berufsunfähigkeit. Geht die vorübergehende 
in dauernde Berufsunfähigkeit über, so wird das Ruhe- 
geld vom Eintritt des Versorgungsfalles an nachgezahlt. 
Absatz 1 Satz 3 ist entsprechend anzuwenden. 

(4) Die Berufsunfähigkeit ist durch ein amtsärztliches 
Gutachten oder durch die Vorlage eines Bescheids der 
gesetzlichen Rentenversicherung über eine Rente wegen 
teilweiser Erwerbsminderung bei Berufsunfähigkeit 
nach § 240 des Sechsten Buches Sozialgesetzbuch nach- 
zuweisen. Der Amtsarzt wird von der Versorgungsan- 
stalt benannt und ist von seiner ärztlichen Schweige- 
pflicht gegenüber der Versorgungsanstalt zu entbinden. 
Die Sätze 1 und 2 gelten auch für die Zeit des Rentenbe- 
zugs, weim die Vorlage weiterer Nachweise für die Fest- 
stellung des weiteren Vorliegens der Berufsunfähigkeit 
erforderlich ist. Die zur Feststellung der Berufsunfähig- 
keit erhobenen Daten können von der Versorgungsan- 
stalt gespeichert werden. 

(5) Das Ruhegeld bei Berufsunfähigkeit beträgt min- 
destens 50 Prozent des Jahreshöchstbetrages nach § 37 
Absatz 5, der entsprechend § 27 Absatz 4 angepasst 
wird. Im Übrigen ist für die Berechnung § 37 Absatz 3, 4 
und 7 entsprechend anzuwenden. 

(6) Der Monatsbetrag des Ruhegeldes bei Berufsunfä- 
higkeit ist zu kürzen um den Zahlbetrag 

1 . einer Versicherteirrente wegen verminderter Erwerbs- 
fähigkeit oder wegen Alters, die dem Anspruchsbe- 
rechtigten in der gesetzlichen Rentenversicherung 
zusteht, oder 

2. einer Verletztenrente auf Grund eines Arbeitsunfalls 
im Sinne der gesetzlichen Unfallversicherung, der 
zum Versorgungsfall geführt hat. 

Im Übrigen ist § 37 Absatz 6 entsprechend anzuwenden. 

§39 

Witwen- und Witwergeld 

(1) Ehegatten von verstorbenen Versorgungsempfän- 
gem nach § 37 oder § 38 erhalten Witwen- oder Witwer- 
geld in Höhe von 55 Prozent des Ruhegeldes oder des 
Ruhegeldes bei Berufsunfähigkeit. Ehegatten von ver- 
storbenen Versorgungsberechtigten erhalten Witwen- 


oder Witwergeld in Höhe von jährlich 0,82 Prozent des 
entsprechend § 27 Absatz 4 angepassten Jahreshöchstbe- 
trages für jedes mit Beiträgen belegte Jahr, mindestens 
jedoch 17,3 Prozent des Jahreshöchstbetrages; § 37 Ab- 
satz 7 und § 38 Absatz 1 Nummer 2 sind entsprechend 
anzuwenden. 

(2) Der Anspruch besteht nicht, wenn die Ehe nicht 
mindestens ein Jahr gedauert hat, es sei denn, dass nach 
den besonderen Umständen des Falles die Annahme 
nicht gerechtfertigt ist, dass es der alleinige oder über- 
wiegende Zweck der Heirat war, einen Anspruch auf 
Witwen- oder Witwergeld zu begründen. Der Anspruch 
entsteht mit Beginn des Monats, der dem Sterbemonat 
folgt. Der Anspruch endet mit dem Tag der Wiederver- 
heiratung des überlebenden Ehegatten oder mit Ablauf 
des Monats, in dem die Witwe oder der Witwer verstor- 
ben ist. 


(3) Das Witwen- oder Witwergeld nach Absatz 1 Satz 1 
beträgt 60 Prozent des Ruhegeldes, wenn die Ehe vor dem 
1. Januar 2002 geschlossen wurde und mindestens ein 
Ehegatte vor dem 2. Januar 1962 geboren ist. Das 
Witwen- oder Witwergeld gemäß Absatz 1 Satz 2 beträgt 
in diesen Fällen 0,89 Prozent des entsprechend § 27 Ab- 
satz 4 angepassten Jahreshöchstbetrages für jedes mit 
Beiträgen belegte Jahr, mindestens jedoch 18,9 Prozent 
des Jahreshöchstbetrages; § 37 Absatz 7 und § 38 Absatz 1 
Nummer 2 sind entsprechend anzuwenden. 

(4) Die Absätze 1 bis 3 gelten für Lebenspartner ent- 
sprechend. 


§40 

Waisengeld 

(1) Die Kinder von verstorbenen Versorgungsberech- 
tigten oder verstorbenen Versorgungsempfängem nach 
§37 oder § 38 erhalten Waisengeld. Ein Anspruch auf 
Waisengeld besteht nicht, wenn die Waise erst nach Errei- 
chung der Regelaltersgrenze in der gesetzlichen Renten- 
versicherung als Kind angenommen worden ist. 


(2) Das Waisengeld beträgt bei Halbwaisen von Versor- 
gungsempfängem 20 Prozent, bei Vollwaisen 40 Prozent 
des Ruhegeldes oder des Ruhegeldes bei Bemfsunfähig- 
keit. Das Waisengeld beträgt bei Halbwaisen von Versor- 
gungsberechtigten jährlich 0,3 Prozent des entsprechend 
§ 27 Absatz 4 angepassten Jahreshöchstbetrages für jedes 
mit Beiträgen belegte Jahr, mindestens jedoch 6,3 Prozent 
des Jahreshöchstbetrages, bei Vollwaisen das Doppelte; 
§37 Absatz 7 und § 38 Absatz 1 Nummer 2 sind entspre- 
chend anzuwenden. 


(3) Der Anspmch auf Waisengeld entsteht mit Beginn 
des Monats, der dem Sterbemonat folgt, für nachgeborene 
Waisen mit dem ersten Tag des Geburtsmonats. 

(4) Für das Erlöschen des Ansprachs auf Waisengeld ist 
§ 48 Absatz 4 und 5 des Sechsten Buches Sozialgesetz- 
buch mit der Maßgabe entsprechend anzuwenden, dass an 
die Stelle des 27. Lebensjahres das 25. Lebensjahr tritt. 

§41 

Interne Teilung beim Versorgungsausgleich 

(1) Der Ausgleich von Anrechten der Versorgungsan- 
stalt erfolgt in Form der internen Teilung nach Maßgabe 
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des Versorgungsausgleichsgesetzes sowie nach dieser 
Vorschrift. 

(2) Anrechte aus Zeiten im Beitrittsgebiet nach § 56a 
des Schornsteinfegergesetzes in der am 31. Dezember 
2012 geltenden Fassung sind gesondert intern zu teilen. 

(3) Mit dem Tod der ausgleichsberechtigten Person 
geht der Anspruch auf die Hinterbliebenen über. Als Hin- 
terbliebene gelten die nach den §§46 und 48 Absatz 1 
bis 3 des Sechsten Buches Sozialgesetzbuch Leistungs- 
berechtigten unter den dort für den Leistungsanspruch im 
Einzelnen bestimmten Voraussetzungen; die Erfüllung 
der allgemeinen Wartezeit ist unbeachtlich. Ein Anspruch 
auf Waisengeld besteht nicht, werm die Waise erst als 
Kind angenommen wurde, nachdem die ausgleichsbe- 
rechtigte Person die Regelaltersgrenze in der gesetzlichen 
Rentenversicherung erreicht hatte. 

(4) Zahlungen aus dem übertragenen Anrecht werden 
von Beginn des Kalendermonats an geleistet, in dem die 
ausgleichsberechtigte Person Anspruch auf Leistungen 
wegen Alters oder wegen Dienst- oder Erwerbsunfähig- 
keit aus einem gesetzlichen Alterssicherungssystem hat 
oder, wenn sie einem solchen System nicht angehört, in 
der gesetzlichen Rentenversicherung gehabt hätte. Zah- 
lungen an Hinterbliebene werden von Beginn des Kalen- 
dermonats an geleistet, der dem Sterbemonat der aus- 
gleichsberechtigten Person folgt. 

(5) Der Anspruch ist schriftlich geltend zu machen. Die 
allgemeinen Anspruchsregelungen und § 37 Absatz 5 gel- 
ten entsprechend. 

(6) Der Anspruch der ausgleichsberechtigten Person 
endet mit Ablauf des Monats, in dem sie verstorben ist. 
Für Hinterbliebene gelten die §§ 39 und 40 entspre- 
chend.“ 

3. §48 wird §42. 

4. Die §§ 49 bis 5 1 werden aufgehoben. 

5. Die §§ 52 und 53 werden die §§ 43 und 44. 

Artikel 2 

Änderung des Seehsten Buehes Sozialgesetzbueh 

ln § 6 Absatz 1 Satz 1 Nummer 4 des Sechsten Buches 
Sozialgesetzbuch - Gesetzliche Rentenversicherung - in der 
Fassung der Bekarmtmachung vom 19. Februar 2002 
(BGBl. 1 S. 754, 1404, 3384), das zuletzt durch Artikel 34 
des Gesetzes vom 1. Juni 2012 (BGBl. 1 S. 1224) geändert 
worden ist, werden die Wörter „, ausgenommen bevoll- 
mächtigte Bezirksschomsteinfeger oder Bezirksschomstein- 
fegermeister“ gestrichen. 

Artikel 3 

Änderung des Zweiten Buehes Sozialgesetzbueh 

Das Zweite Buch Sozialgesetzbuch - Grundsicherung für 
Arbeitsuchende - in der Fassung der Bekanntmachung vom 
13. Mai 2011 (BGBl. 1 S. 850, 2094), das zuletzt durch Arti- 
kel la des Gesetzes vom 22. Dezember 2011 (BGBl. 1 
S. 3057) geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 


1 . ln § 1 6e Absatz 4 Satz 1 wird das Wort „Bundesagentur“ 
durch die Wörter „Agentur für Arbeit“ ersetzt. 

2. ln § 46 Absatz 2 Satz 3 wird das Wort „entfallenen“ 
durch das Wort „entfallenden“ ersetzt. 

Artikel 4 

Änderung des Dritten Buehes Sozialgesetzbueh 

Das Dritte Buch Sozialgesetzbuch - Arbeitsförderung - 
(Artikel 1 des Gesetzes vom 24. März 1997, BGBl. 1 S. 594, 
595), das zuletzt durch ... (BGBl. IS. ...) geändert worden 
ist, wird wie folgt geändert: 

1. ln der Inhaltsübersicht wird die Angabe zu § 130 wie 
folgt gefasst: 

„§ 130 (weggefallen)“. 

2. ln § 37 Absatz 3 Satz 2 wird das Wort „Ausbildungs- 
stellensuche“ durch das Wort „Ausbildungssuche“ er- 
setzt. 

3 . § 48 wird wie folgt geändert. 

a) Absatz 2 wird aufgehoben. 

b) Der bisherige Absatz 3 wird Absatz 2. 

4. ln § 1 1 1 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 wird das Wort „un- 
vermeidbaren“ durch die Wörter „nicht vermeidbaren“ 
ersetzt. 

5. § 130 wird aufgehoben. 

6. ln § 135 Absatz 1 Satz 3 wird die Angabe „2013“ 
durch die Angabe „2016“ ersetzt. 

7. ln § 149 Nummer 1 werden die Wörter „§ 32 Absatz 1, 
4 und 5“ durch die Wörter „§ 32 Absatz 1, 3 bis 5“ er- 
setzt. 

8. ln § 159 Absatz 1 Satz 2 Nummer 1 wird nach dem 
Wort „gegeben“ das Wort „oder“ durch das Wort „und“ 
ersetzt. 

9. Nach § 177 Absatz 1 Satz 1 wird folgender Satz einge- 
fügt: 

„Mit der Akkreditierung als fachkundige Stelle ist 
keine Beleihung verbunden.“ 

10. § 331 Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

a) ln Satz 1 wird das Wort „es“ durch das Wort „sie“ 
ersetzt. 

b) ln Satz 2 wird das Wort „desjenigen“ durch die 
Wörter „der Person“, werden nach dem Wort „be- 
ruht,“ die Wörter „der die“ durch die Wörter „die 
die“ und wird jeweils das Wort „ihm“ durch das 
Wort „ihr“ ersetzt. 

11. § 397 Absatz 1 wird wie folgt gefasst: 

„(1) Soweit für die Erbringung oder die Erstattung 
von Leistungen nach diesem Buch erforderlich, darf 
die Bundesagentur Angaben zu Personen, die Leistun- 
gen nach diesem Buch beantragt haben, beziehen oder 
innerhalb der letzten neun Monate bezogen haben, re- 
gelmäßig automatisiert mit den folgenden nach § 36 
Absatz 3 der Datenerfassungs- und Übermittlungsver- 
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Ordnung von der Datenstelle der Träger der Rentenver- 
sicherung übermittelten Daten abgleichen: 

1 . Versicherungsnummer (§ 28a Absatz 3 Satz 1 
Nummer 1 des Vierten Buches), 

2. Betriebsnummer des Arbeitgebers (§ 28a Absatz 3 
Satz 1 Nummer 6 des Vierten Buches), 

3. zuständige Einzugsstelle (§ 28a Absatz 3 Satz 1 
Nummer 8 des Vierten Buches), 

4. Beschäftigungsbeginn (§ 28a Absatz 3 Satz 2 Num- 
mer 1 Buchstabe b des Vierten Buches), 

5. Beschäftigungszeitraum (§ 28a Absatz 3 Satz 2 
Nummer 2 Buchstabe d des Vierten Buches), 

6. Personengruppenschlüssel, Beitragsgruppenschlüs- 
sel und Abgabegründe für die Meldungen (§ 28b 
Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 des Vierten Buches), 

7. Stornokennzeichen (§ 14 Absatz 1 der Datenerfas- 
sungs- und Übermittlungsverordnung). 

Satz 1 gilt auch für geringfügig Beschäftigte. Bei Be- 
schäftigten, für die Meldungen im Rahmen des Haus- 
haltsscheckverfahrens (§ 28a Absatz 7 des Vierten Bu- 
ches) erstattet werden, dürfen die nach § 28a Absatz 8 
Nummer 1, 2 und 4 Buchstabe a und d des Vierten 
Buches übermittelten Daten abgeglichen werden. Die 
abzugleichenden Daten dürfen von der Bundesagentur, 
bezogen auf einzelne Beschäftigungsverhältnisse, zu- 
sammengeführt werden. Dabei können die nach § 36 
Absatz 3 der Datenerfassungs- und Übermittlungsver- 
ordnung übermittelten Daten, insbesondere auch das in 
der Rentenversicherung oder nach dem Recht der 
Arbeitsfbrderung beitragspflichtige Arbeitsentgelt in 
Euro (§ 28a Absatz 3 Satz 2 Nummer 2 Buchstabe b 
des Vierten Buches) genutzt werden.“ 


Artikel 5 

Änderung des Sozialgeriehtsgesetzes 

ln § 5 1 Absatz 2 Satz 1 des Sozialgerichtsgesetzes in der 
Fassung der Bekarmtmachung vom 23. September 1975 
(BGBl. 1 S. 2535), das zuletzt durch Artikel 5 des Gesetzes 
vom 21. Juli 2012 (BGBl. 1 S. 1577) geändert worden ist, 
werden nach dem Wort „Streitigkeiten“ die Wörter „in An- 
gelegenheiten der Zulassung von Trägem und Maßnahmen 
durch fachkundige Stellen nach dem Fünften Kapitel des 
Dritten Buches Sozialgesetzbuch und“ eingefügt. 


Artikel 6 
Inkrafttreten 


Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 2013 in Kraft. 
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Begründung 


A. Allgemeiner Teil 
I. Inhalt und Ziel 

Zur Neuordnung der Altersversorgung der Bezirksschom- 
steinfegermeister: 

Im Jahr 2008 wurde das deutsche Schomsteinfegermono- 
pol, wonach in ca. 7 700 festgelegten Bezirken jeweils ein 
Bezirksschomsteinfegenneister lebenslang das alleinige 
Überwachungs- und Kehrrecht hatte, wegen der Europa- 
rechtswidrigkeit praktisch abgeschafft. Nach einer noch bis 
Ende 2012 andauernden Übergangszeit unterliegen die Be- 
zirksschomsteinfegermeister (künftig: „bevollmächtigte Be- 
zirksschomsteinfeger“) weitgehend dem freien Wettbewerb 
und sind damit anderen Handwerksberufen gleichgestellt. 
Vor diesem Hintergrund muss auch die bisherige spezifische 
Alterssicherung des betreffenden Personenkreises an die 
neuen Gegebenheiten angepasst werden. 

Deshalb wird zum einen die bisherige erwerbslebenslange 
Pflichtversicherung der Bezirksschomsteinfegenneister in 
der gesetzlichen Rentenversichemng auf 18 Jahre abge- 
senkt, was der Pflichtversichemng der sonstigen selbststän- 
digen Handwerker entspricht. 

Zum anderen wird das bestehende umlagefmanzierte Zu- 
satzversorgungssystem der Bezirksschomsteinfegenneister 
geschlossen. Die finanzielle Tragfähigkeit dieses obligatori- 
schen Systems wird mittel- und langfristig nicht mehr auf- 
rechterhalten werden können. Das System wird aufgmnd 
der demografischen Entwicklung auf der Leistungsseite 
künftig sehr stark belastet. Auf der anderen Seite wird durch 
die technische Entwicklung die Zahl der Kehrbezirke und 
damit die Zahl der Beitragszahler rückläufig sein. Die bis- 
herige Finanziemng über öffentlich-rechtliche Kehrgebüh- 
ren ist nicht mehr möglich. Je deutlicher sich dies abzeich- 
net, desto größeres Gewicht bekommt die Frage, ob das 
System künftig noch den verfassungsrechtlichen Anforde- 
mngen genügen kann, die an ein umlagefinanziertes obliga- 
torisches Versorgungssystem zu stellen sind (ausreichende 
Rendite; finanzielle Belastung des betroffenen Personen- 
kreises im Vergleich zu anderen Handwerksbemfen, insbe- 
sondere auch zu Schomsteinfegermeistem ohne Bestellung 
zum bevollmächtigten Bezirksschomsteinfeger). 

Die Schließung der Zusatzversorgung geschieht in der 
Weise, dass nach dem Stichtag 31. Dezember 2012 keine 
neuen Anwartschaften in dem System mehr erworben und 
keine neuen Beiträge mehr erhoben werden. Die bisherigen, 
dem Eigentumsschutz unterliegenden Renten der ca. 6 500 
Rentenempfänger werden fortgezahlt. Die bis zum Stichtag 
erworbenen Anwartschaften der ca. 7 700 aktiven Bezirks- 
schornsteinfegermeister auf (Alters-)Ruhegeld bleiben er- 
halten. hn Hinblick auf die künftige Invaliditäts- bzw. Be- 
rufsunfahigkeitsabsicherung ist unter Vertrauensgesichts- 
punkten besonders für ältere Bezirksschornsteinfegermeis- 
ter eine Übergangsregelung vorgesehen. Zur Finanzierung 
der Leistungen wird zunächst das vorhandene Vermögen der 
Versorgungsanstalt in Höhe von ca. 240 Mio. Euro einge- 
setzt. Anschließend werden die Leistungen vom Bund über- 
nommen. 


Zu den Änderungen im Recht der Arbeitsförderung: 

Die Bundesagentur für Arbeit kann Schülerinnen und Schü- 
ler allgemeinbildender Schulen durch vertiefte Berufsorien- 
tierung und Berufswahlvorbereitung fördern (Berufsorien- 
tierungsmaßnahmen), wenn sich Dritte mit mindestens 50 
Prozent an der Förderung beteiligen. Durch Berufsorientie- 
rungsmaßnahmen erhalten Teilnehmer konkrete Einblicke 
in Berufe, deren Anforderungen und Aussichten. Nach § 48 
Absatz 2 SGB 111 können die Maßnahmen bis zu vier Wo- 
chen dauern und sollen regelmäßig in der unterrichtsfreien 
Zeit durchgeführt werden. Maßnahmen der erweiterten Be- 
rufsorientierung sind nach § 130 SGB 111 befristet bis zum 
31. Dezember 2013 möglich. Diese können auch über vier 
Wochen hinaus und außerhalb der unterrichtsfreien Zeit 
durchgeführt werden. Durch die befristete Erweiterung 
konnte insbesondere das Engagement der Länder deutlich 
vergrößert werden. Die Beschränkungen der Berufsorien- 
tierungsmaßnahmen in § 48 Absatz 2 SGB 111 sollen dauer- 
haft aufgehoben werden, um mehr Prävention in der Berufs- 
orientierung zu erreichen. 

Mit der Verlängerung der Möglichkeit der Erprobung inno- 
vativer Instrumente um weitere drei Jahre können über ei- 
nen begrenzten Zeitraum weitere Erfahrungen mit der För- 
derung innovativer Projekte gesammelt werden. 

II. Finanzielle Auswirkungen und Erfüllungsaufwand 

1 . Haushaltsausgaben ohne Erfüllungsaufwand 

Zur Neuordnung der Altersversorgung der Bezirksschom- 
steinfegermeister: 

Die Belastung des Bundeshaushalts (in heutigen Werten) 
setzt voraussichtlich im Laufe des Jahres 2016 mit rund 63 
Millionen Euro ein. Im Folgejahr beträgt sie rund 72 Mio. 
Euro, erreicht im Jahr 2025 mit 76 Mio. Euro ihren Höhe- 
punkt, um dann über die kommenden Jahrzehnte kontinuier- 
lich zurückzugehen. 

Zu den Änderungen im Recht der Arbeitsförderung: 
Bundeshaushalt: 

Für den Bundeshaushalt ergeben sich keine finanziellen 
Auswirkungen. 

Haushalte der Länder: 

Die Berufsorientierung wird ganz überwiegend durch die 
Länder kofinanziert. Auf diese Kofinanzierung durch die 
Länder entfallt voraussichtlich ein Betrag, der den Ausga- 
ben der Bundesagentur für Arbeit entspricht. Für durch die 
Flexibilisierung ermöglichte Berufsorientierungsmaßnah- 
men ist unter Berücksichtigung der demografischen Ent- 
wicklung ab 2014 mit Ausgaben der Bundesagentur für Ar- 
beit in Höhe von jährlich rund 52 Mio. Euro zu rechnen. 

Kommunale Haushalte: 

Für die kommunalen Haushalte ergeben sich keine finan- 
ziellen Auswirkungen. 


Drucksache 17/10749 


-14- 


Deutscher Bundestag — 17. Wahlperiode 


Haushalt der Bundesagentur für Arbeit: 

Für durch die Flexibilisierung ermöglichte Berufsorientie- 
rungsmaßnahmen ist unter Berücksichtigung der demografi- 
schen Entwicklung ab 2014 mit Ausgaben in Höhe von 
jährlich rund 52 Mio. Euro zu rechnen. Ein nicht zu bezif- 
fernder Teil der derzeitigen erweiterten Berufsorientierung 
dürfte nach einer entsprechenden Anpassung der Maßnah- 
men auch über die derzeitige Grundregelung förderfähig 
sein und dort künftig zu Mehrausgaben führen, sofern die 
Berufsorientierungsmaßnahmen nicht flexibilisiert würden. 

Bei einer Verlängerung der Regelung zur Erprobung inno- 
vativer Ansätze ist in den Jahren 2014 bis 2016 mit jährli- 
chen Ausgaben der Bundesagentur für Arbeit in Höhe von 
rund 10 Mio. Euro zu rechnen. 

2. Erfüllungsaufwand 

Erfüllungsaufwand für Bürgerinnen und Bürger 

Durch die Neuordnung der Altersversorgung der Bezirks- 
schornsteinfegermeister und durch die Änderungen im 
Recht der Arbeitsförderung ergeben sich für die Bürgerin- 
nen und Bürger keine Änderungen des Erfüllungsaufwan- 
des. 

Erfüllungsaufwand für die Wirtschaft 

Für die Wirtschaft werden keine Informationspflichten oder 
andere Vorgaben eingeführt, geändert oder abgeschafft. Ent- 
sprechend werden auch keine Bürokratiekosten verursacht 
oder verändert. 

Erfüllungsaufwand der Verwaltung 

Zur Neuordnung der Altersversorgung der Bezirksschom- 
steinfegermeister: 

Infolge der Schließung des bestehenden Zusatzversorgungs- 
systems entfallt ab dem 1. Januar 2013 der Verwaltungsauf- 
wand für die Erhebung und Vereinnahmung von Beiträgen. 
Die langfristig abnehmende Zahl von Leistungsempfängem 
führt zu einem weiteren allmählichen Rückgang des verblei- 
benden Verwaltungsaufwands, bis dieser schließlich ganz 
entfällt. 

Zu den Änderungen im Recht der Arbeitsförderung: 

Die Flexibilisierung der erweiterten Berufsorientierungs- 
maßnahmen führt zu keinem Erfüllungsaufwand bei der 
Bundesagentur für Arbeit. 

Die Verlängerung der Regelung zur Erprobung innovativer 
Ansätze führt zu keinem zusätzlichen Erfüllungsaufwand 
bei der Bundesagentur für Arbeit gegenüber der bis 2013 
geltenden Rechtslage. 

3. Weitere Kosten 

Zur Neuordnung der Altersversorgung der Bezirksschom- 
steinfegermeister: 

Kosten für die Wirtschaft sowie Auswirkungen auf Einzel- 
preise und das Preisniveau, insbesondere auf das Verbrau- 
cherpreisniveau, sind nicht zu erwarten. Die Möglichkeit 
zur Befreiung von der Versicherungspflicht in der gesetzli- 
chen Rentenversicherung kann dort zu sehr geringen Min- 


dereinnahmen führen, die langfristig durch entsprechende 
Minderleistungen kompensiert werden. 

Zu den Änderungen im Recht der Arbeitsförderung: 

Keine. 

Gesetzgebungskompetenz 

Zur Neuordnung der Altersversorgung der Bezirksschom- 
steinfegermeister: 

Die Gesetzgebungskompetenz des Bundes ergibt sich aus 
Artikel 74 Absatz 1 Nummer 12 des Grundgesetzes (GG). 

Zu den Änderungen im Recht der Arbeitsförderung: 

Der Bund hat für die Arbeitsvermittlung und die Sozialver- 
sicherung die konkurrierende Gesetzgebungskompetenz aus 
Artikel 74 Absatz 1 Nummer 12 GG. 

Nachhaltigkeit 

Die vorgesehenen Änderungen entsprechen den Grundsät- 
zen der Nachhaltigkeit. Durch die Neuordnung wird die Al- 
tersversorgung der Bezirksschomsteinfegenneister auf eine 
langfristig tragfähige Grundlage gestellt. Der Gesetzentwurf 
steht nicht im Widerspruch zu weiteren Zielen der Nationa- 
len Nachhaltigkeitsstrategie. Dies gilt ebenso für die Ände- 
rungen im Bereich der Arbeitsförderung. Innovative Pro- 
jekte sind Teil der Weiterentwicklung der aktiven Arbeits- 
marktpolitik. Sie helfen, sowohl aktuelle Bedarfe aufzugrei- 
fen als auch auf neue Entwicklungen zu reagieren. Damit 
sichern sie langfristig eine hohe Effektivität der aktiven Ar- 
beitsmarktpolitik ab. 

Gleichstellungspolitische Relevanzprüfung 

Unter Berücksichtigung der unterschiedlichen Lebenssitua- 
tionen von Männern und Frauen sind im Rahmen der nach 
§ 2 der Gemeinsamen Geschäftsordnung der Bundesminis- 
terien durchzuführenden Relevanzprüfung keine Auswir- 
kungen erkennbar, die gleichstellungspolitischen Zielen zu- 
widerlaufen. 

B. Besonderer Teil 

Zu Artikel 1 (Änderung des Schornsteinfeger- 
Handwerksgesetzes) 

Zu Nummer 1 

Änderung der Inhaltsübersicht aufgrund der Neufassung 
von Teil 2 des Schomsteinfeger-Handwerksgesetzes. 

Zu Nummer 2 

Zu § 27 (Schließung der Zusatzversorgung) 

Mit dieser Regelung werden die Grundsätze der Schließung 
des bisherigen umlagefrnanzierten Pflicht-Zusatzversor- 
gungssystems für die Zukunft festgelegt. Die laufenden Ver- 
sorgungsleistungen und die in der Vergangenheit erworbe- 
nen Anwartschaften der Bezirksschomsteinfegenneister auf 
(Alters-)Ruhegeld bestehen fort. Die Berafsunfähigkeitsab- 
sichemng sowie die Absicherang der Witwen, Witwer und 
Waisen bleibt nach Maßgabe der §§ 38 bis 40 erhalten. Die 
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Anpassung der Leistungen erfolgt künftig unabhängig von 
einem Gesamtversorgungssystem. Sie orientiert sich nicht 
mehr an der Gehaltsentwicklung im öffentlichen Dienst, 
sondern an der Entwicklung in der gesetzlichen Rentenver- 
sicherung. Die Halbierung der Anpassung in den ersten Jah- 
ren nach Schließung des Systems trägt dabei der Tatsache 
Rechnung, dass durch Beschluss der Vertreterversammlung 
die (Fest-)Beiträge seit 2008 nicht mehr erhöht worden sind, 
gleichzeitig im öffentlichen Dienst aber in den Jahren 2009 
bis 2011 eine 5,2-prozentige Erhöhung stattgefunden hat. 
Diese ungerechtfertigte Verschiebung im Beitrags-/Leis- 
tungsverhältnis wird bei der Festlegung des Leistungs- 
niveaus des Zusatzversorgungssystems berücksichtigt, be- 
sonders auch vor dem Hintergrund, dass das umlagefman- 
zierte Zusatzrentensystem künftig im Wesentlichen aus dem 
Bundeshaushalt finanziert wird. 

Zu § 28 (Träger der Zusatzversorgung; Verordnungs- 

ermächtigung) 

Die Trägerschaft der Zusatzversorgung verbleibt bei der bis- 
herigen Versorgungsanstalt der Bezirksschomsteinfeger- 
meister, deren Name an die neue Berufsbezeichnung des 
„bevollmächtigten Bezirksschomsteinfegers“ angepasst 
wird. Das Bundesministerium für Arbeit und Soziales erhält 
die Möglichkeit, im Einvernehmen mit dem Bundesministe- 
rium für Wirtschaft und Technologie und dem Bundesminis- 
terium der Finanzen die Trägerschaft und die Geschäftsfüh- 
rung im Bedarfsfall durch Rechtsverordnung zu verlagern. 

Zu § 29 (Geschäftsführung) 

Infolge der Schließung der Zusatzversorgung sind sowohl 
Vorstand als auch Vertreterversammlung als bisherige 
Organe der Versorgungsanstalt nicht mehr erforderlich. Die 
Aufgaben der Geschäftsführung werden zusammengefasst 
und um Regelungen aus der bisherigen Satzung der Versor- 
gungsanstalt ergänzt. 

Zu § 30 (Aufsicht) 

Es wird klargestellt, dass die Aufsicht über die Versorgungs- 
anstalt durch das Bundesversicherungsamt im Wege der 
Rechts- und Fachaufsicht geführt wird. Zu den Aufsichtsbe- 
fugnissen wird auf die entsprechenden Vorschriften des 
Vierten Buches Sozialgesetzbuch verwiesen. Das Bundes- 
versicherungsamt wird im Rahmen der Prüfung der Ge- 
schäftsführung berücksichtigen, dass die Versorgungsanstalt 
in die Bayerische Versorgungskammer integriert ist. 

Zu § 31 (Versorgungsverfahren) 

Die Vorschriften über die Mitwirkungspflichten der Versor- 
gungsberechtigten im bisherigen § 35 des Schomsteinfeger- 
Handwerksgesetzes (SchfHwG) und weitere Verfahrensvor- 
schriften aus der bisherigen Satzung der Versorgungsanstalt 
werden zusammengefasst. In Absatz 3 werden die Regelun- 
gen im Sechsten Buch Sozialgesetzbuch zur Rückzahlung 
über den Sterbemonat hinaus gezahlter Geldleistungen 
(§118 Absatz 4) und über den Umgang mit Daten beim Ver- 
sorgungsträger (§ 148) für entsprechend anwendbar erklärt. 
Außerdem wird vor dem Hintergrund, dass einzelne Versor- 
gungsberechtigte wegen Nichterfüllung der Wartezeit keine 
Leistungen mehr aus dem System erhalten können, die 
Möglichkeit einer Beitragserstattung entsprechend §210 


SGB VI eingeführt. Eine Verzinsung der Beiträge sieht 
§210 SGB VI dabei nicht vor. Die Zweijahresfrist nach 
§210 Absatz 2 SGB VI findet keine Anwendung, da auf- 
grund der Schließung des Systems keine neue Versiche- 
rungspflicht eintreten kaim. 

Zu § 32 (Verpfändung, Übertragung und Aufrech- 

nung von Versorgungsansprüchen) 

Die Vorschrift fasst den bisherigen § 36 SchfHwG sowie 
Regelungen aus der bisherigen Satzung der Versorgungsan- 
stalt zusammen. 

Zu § 33 (Übergang von Schadenersatzansprüchen) 

Entspricht der bisherigen Regelung in § 37 SchfHwG. 

Zu § 34 (Verjährung) 

Entspricht der bisherigen Regelung in § 38 SchfHwG. 

Zu § 35 (Rechtsweg) 

Entspricht der bisherigen Regelung in § 39 SchfHwG. 

Zu § 36 (Mittel zur Durchführung der Zusatzversor- 

gung) 

Zur Finanzierung der künftigen Versorgungsleistungen wird 
zunächst auf das vorhandene Vermögen der Versorgungsan- 
stalt zurückgegriffen. Anschließend werden die Leistungen 
vom Bund übernommen. 

Zu § 37 (Ruhegeld) 

Die Vorschrift tritt an die Stelle der bisherigen §§ 43, 47 und 
50 SchfHwG und regelt, wie aus den erworbenen An- 
wartschaften der Versorgungsberechtigten das künftige 
(Alters-)Ruhegeld ermittelt wird. Dazu werden zunächst 
zum Stichtag 31. Dezember 2012 die auf der Grundlage des 
bestehenden Gesamtversorgungssystems erworbenen An- 
wartschaften der Versorgungsberechtigten in einen Eurobe- 
trag umgerechnet und in einem rechtsfähigen Bescheid fest- 
gestellt („Startgutschrift“ im Sinne des § 50 SchfHwG 
a. F.). Der Jahreshöchstbetrag (Absatz 5) entspricht dabei 
der Regelung im geltendem Recht (§ 30 des Schomsteinfe- 
gergesetzes (SchfG)) zum 31. Dezember 2012. Die festge- 
stellte Startgutschrift wird gemäß § 27 Absatz 4 dynamisiert 
und entspricht dann im jeweiligen Bezugszeitpunkt dem in- 
dividuellen Ruhegeld ohne Abschläge. 

Zu § 38 (Ruhegeld bei Berufsunfahigkeit) 

Der spezifische Berufsunfähigkeitsschutz (vgl. § 44 
SchfHwG) bleibt auch ohne entsprechende Beitragszahlung 
aus Vertrauensschutzgründen in einem bestimmten Umfang 
für Versorgungsberechtigte bestehen, die bei in Kraft treten 
des Gesetzes 50 Jahre oder älter sind und die Wartezeit er- 
füllt haben. Die Feststellung der Rentenhöhe (anders als 
ihre spätere Dynamisierung) erfolgt nach der bisherigen 
Systematik der Gesamtversorgung. Renten wegen vermin- 
derter Erwerbsfähigkeit oder wegen Alters in der gesetz- 
lichen Rentenversicherung sind voll anzurechnen. Jüngere 
Versorgungsberechtigte können bei Erfüllung der Wartezeit 
und der Mindestbelegungszeit nach Absatz 1 Nummer 2 
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und 3 noch bis zum 31. Dezember 2014 ein Ruhegeld bei 
Berufsunfähigkeit erhalten. 

Die Höhe der künftigen Berufsunfähigkeitsrente orientiert 
sich grundsätzlich an der entsprechenden Leistung in der 
gesetzlichen Rentenversicherung. Dabei ist aber zum einen 
durch den Hinweis in Absatz 5 Satz 2 auf die Steigerungs- 
prozentsätze in § 37 Absatz 3 und 4 sichergestellt, dass die 
rentermahen Jahrgänge gegenüber dem geltenden Recht 
nicht benachteiligt werden. Ein Bezirksschomsteinfeger- 
meister zum Beispiel, der mit 55 Jahren berufsunfähig wird 
und zuvor - was die Regel ist - mindestens 20 Jahre lang 
bestellt war, erhält eine Berufsunfähigkeitsrente in Höhe 
von insgesamt mindestens 70 Prozent des dynamisierten 
Jahreshöchstbetrages, was dem geltenden Recht in § 29 Ab- 
satz 3 Satz 3 SchfG entspricht. Zum anderen ist durch den 
Hinweis in Absatz 6 Satz 2 auf die Mindestversorgungsre- 
gelung in § 37 Absatz 6 auch für jüngere Bezirksschom- 
steinfegermeister sichergestellt, dass immer eine Mindest- 
Berufsunfähigkeitsrente aus der Zusatzversorgung geleistet 
wird. Im Übrigen ist jüngeren Bezirksschornsteinfegermeis- 
tem zuzumuten, dass sie den gegenüber dem geltenden 
Recht fehlenden Berufsunfähigkeitsschutz ggf. privat absi- 
chem müssen. Dies gilt auch für den über den Berufsunfä- 
higkeitsschutz hinaus gehenden Arbeitsunfallschutz (§ 29 
Absatz 6 SchfG), der ab dem 1. Januar 2013 entfällt. Ein 
solcher Schutz kann künftig gegen entsprechende Beitrags- 
zahlung gegebenenfalls über die gesetzliche Unfallversiche- 
rung sichergestellt werden. 

Zu § 39 (Witwen- und Witwergeld) 

Entspricht der bisherigen Regelung in § 45 SchfHwG. 

Zu § 40 (Waisengeld) 

Freiwillige Dienste im Sinne des Bundesfreiwilligendienst- 
gesetzes werden bei der möglichen Weitergewährung des 
Waisengeldes bis zur Vollendung des 25. Lebensjahres be- 
rücksichtigt. Im Übrigen entspricht die Vorschrift der bishe- 
rigen Regelung in § 46 SchfHwG. 

Zu § 41 (Interne Teilung beim Versorgungs- 

ausgleich) 

Die bisherige Regelung in § 33a des Schomsteinfegergeset- 
zes über die interne Teilung im Versorgungsausgleich wird 
mit wenigen redaktionellen Änderungen in das SchfHwG 
übernommen. Zugleich ist damit klargestellt, dass die Vor- 
schrift auch auf Lebenspartner anwendbar ist, soweit für 
diese ein Versorgungsausgleich durchzuführen ist. 

Zu Nummer 4 (§§ 49 bis 51) 

Die 2008 beschlossenen Übergangsregelungen, die am 
1. Januar 2013 in Kraft treten sollten, werden in modifizier- 
ter Form in den neu gefassten Teil 2 des SchfHwG (§§ 27, 
28 und 37) übernommen. 

Zu Artikel 2 (Änderung des Sechsten Buches 
Sozialgesetzbuch) 

Die bevollmächtigten Bezirksschomsteinfeger werden im 
Hinblick auf die Versicherungspflicht in der gesetzlichen 
Rentenversicherung mit den selbstständigen Handwerkern 


gleichgestellt, die - ebenso wie die Schornsteinfeger - in 
der Handwerksrolle (Anlage A zur Handwerksordnung) ein- 
getragen sind. Es besteht nunmehr die Möglichkeit, nach 1 8 
Jahren von der Versicherungspflicht befreit zu werden. 

Zu Artikel 3 (Änderung des Zweiten Buches 
Sozialgesetzbuch) 

Korrektur von redaktionellen Unrichtigkeiten. 

Zu Artikel 4 (Änderung des Dritten Buches 
Sozialgesetzbuch) 

Zu Nummer 1 

In der Inhaltsübersicht wird die erweiterte Berufsorientie- 
rung als bei den befristeten Leistungen enthaltene Regelung 
gestrichen (Folgeänderung zu Nummer 6). 

Zu Nummer 2 

Korrektur einer redaktionellen Unrichtigkeit. 

Zu Nummer 3 
Zu Buehstabe a 

Mit Absatz 2 werden die Beschränkung der Berufsorientie- 
rungsmaßnahmen auf bis zu vier Wochen und die Vorgabe 
der regelmäßigen Durchführung in der unterrichtsfreien Zeit 
aufgehoben. Dadurch wird die bis 31. Dezember 2013 be- 
fristete erweiterte Berufsorientierung nach § 130 SGB III 
dauerhaft in § 48 SGB III integriert. Die Beschränkungen 
der Berufsorientierungsmaßnahmen in § 48 Absatz 2 
SGB III werden dauerhaft aufgehoben, um mehr Prävention 
in der Berufsorientierung zu erreichen. Damit wird die Ziel- 
setzung der Qualifizierungsinitiative von Bund und Ländern 
und des Ausbildungspakts von Bundesregierung und Spit- 
zenverbänden der Wirtschaft/Kultusministerkonferenz un- 
terstützt. Zudem sollen die berufliche Eingliederung behin- 
derter junger Menschen verbessert und der Nationale Ak- 
tionsplan der Bundesregierung zur Umsetzung der UN-Be- 
hindertenrechtskonvention flankiert werden. Die Befristung 
soll jetzt wegfallen, damit für die Zeit ab 2014 frühzeitig 
Planungssicherheit für die Bundesagentur für Arbeit und die 
Länder besteht und rechtzeitig die diesbezüglich notwendi- 
gen Dispositionen getroffen werden können. 

Zu Buchstabe b 

Redaktionelle Folgeänderung. 

Zu Nummer 4 

Korrektur einer redaktionellen Unrichtigkeit. 

Zu Nummer 5 

Durch die Aufhebung von § 48 Absatz 2 SGB III entfällt 
der Anwendungsbereich von § 130 SGB UL 

Zu Nummer 6 

Mit der Änderung wird die Möglichkeit der Erprobung in- 
novativer Instrumente um weitere drei Jahre verlängert, da- 
mit über einen begrenzten Zeitraum weitere Erfahrungen 
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mit der Förderung innovativer Projekte gesammelt werden 
können. 

Zu Nummer 7 

Korrektur einer redaktionellen Unrichtigkeit. 

Zu Nummer 8 

Korrektur einer redaktionellen Unrichtigkeit. 

Zu Nummer 9 

Mit dem Gesetz zur Verbesserung der Eingliederungschan- 
cen am Arbeitsmarkt vom 20. Dezember 2011 (BGBl. 1 
S. 2854) wurde ein neues Kapitel zur Zulassung von Trä- 
gem und Maßnahmen in das SGB 111 eingefügt. Künftig be- 
dürfen alle Träger, die Maßnahmen der ArbeitsfÖrdemng 
durchführen, und alle Gutscheinmaßnahmen einer externen 
Zulassung. Die Zulassung erteilen sogenannte fachkundige 
Stellen. Dies sind die von der Akkreditierungsstelle für die 
Zulassung nach dem Recht der ArbeitsfÖrdemng akkredi- 
tierten Zertifiziemngsstellen. 

Das Verfahren zur Zulassung von Trägem und Maßnahmen 
baut auf den Erfahmngen im Bereich der Fördemng der be- 
mflichen Weiterbildung auf, die bislang schon eine Zulas- 
sung von Trägern und Maßnahmen voraussetzt. Am 3. Au- 
gust 2011 hat das Bundessozialgericht (Az. B 11 SF 1/10 R) 
zu diesen Regelungen in einem Beschluss ausgeführt, dass 
die fachkundigen Stellen als Beliehene und die Zulassungs- 
entscheidung als Verwaltungsakt anzusehen seien. 

Dagegen ist die überwiegende Auffassung in der Rechtsan- 
wendung, dass die fachkundigen Stellen selbst und ihre Ent- 
scheidungen privatrechtlicher Natur sind. Diese Auffassung 
wird auch in der Begründung des Gesetzes zur Verbesse- 
mng der Eingliedemngschancen am Arbeitsmarkt (Bundes- 
tagsdmcksache 17/6277, S. 107) vertreten: „Bei der Zulas- 
sung von Trägem und Maßnahmen handeln die fachkundi- 
gen Stellen wie bisher in den Formen des Privatrechts als 
unabhängige Sachverständige. Mit der Akkreditiemng der 
fachkundigen Stellen ist keine Übertragung von hoheitli- 
chen Aufgaben auf diese (Beleihung) verbunden.“ 

Angesichts des Beschlusses des Bundessozialgerichts soll 
nunmehr gesetzlich klargestellt werden, dass mit der Akkre- 
ditiemng als fachkundige Stelle keine Beleihung verbunden 
ist. Damit soll künftig Rechtsunsicherheit vermieden wer- 
den. 

Zu Nummer 10 

Korrektur einer redaktionellen Unrichtigkeit. 

Zu Nummer 11 

Bereits auf der Gmndlage der bisherigen Fassung des § 397 
Absatz 1 SGB III gleicht die Bundesagentur für Arbeit be- 


stimmte Meldedaten zur Sozialversichemng, die ihr von der 
Datenstelle der Träger der Rentenversichemng übermittelt 
werden, in einem automatisierten Verfahren (DALEB) mit 
den eigenen Leistungsdaten ab, um eine missbräuchliche In- 
anspmchnahme von Leistungen nach dem SGB III zu ver- 
hindern. Absatz I Satz I der Vorschrift zählt nunmehr aus- 
drücklich und abschließend auf, welche Meldedaten dem 
automatisierten Abgleich unterliegen und verwirklicht so 
das datenschutzrechtliche Bestimmtheitsgebot. Gleich- 
zeitig enthält er eine redaktionelle Klarstellung (Streichung 
des bisherigen in der Sache fehlgehenden Verweises auf 
§ 28a Absatz 3 Satz 2 Nummer 2 Buehstabe c SGB IV), 
ohne dass inhaltliehe Ändemngen damit verbunden sind. Ab- 
satz 1 Satz 2 und 3 betreffen den Datenabgleich bei gering- 
fügigen Beschäftigungen oder bei solchen im Haushalts- 
scheckverfahren. 

Die Sätze 4 und 5 greifen die Problematik auf, dass die den 
Einzugsstellen erstatteten Meldungen durch spätere Stomie- 
rangen überholt sein können. In diesen Fällen lässt sich un- 
nötiger Überprüfungsaufwand vermeiden, wenn eine Stor- 
nierung der ursprünglichen bereits an die Bundesagentur für 
Arbeit weitergeleiteten Ausgangsmeldung zugeordnet wer- 
den kann. Die Regelung der Befugnis, die von den Trägern 
der Rentenversicherung übermittelten Meldedaten auf ein- 
zelne Beschäftigungsverhältnisse bezogen aufzubereiten, 
stellt eine bereits bestehende Praxis auf eine ausdrückliche 
gesetzliche Grundlage. Zur Identifizierung der jeweiligen 
Beschäftigungsverhältnisse darf sich die Bundesagentur für 
Arbeit aller von den Trägem der Rentenversichemng über- 
mittelten Daten bedienen, insbesondere auch der gemelde- 
ten versichemngspflichtigen Arbeitsentgelte. Das erweitert 
nicht den Kreis der dem automatisierten Abgleich unterlie- 
genden Daten, der sich abschließend aus den Sätzen 1 bis 3 
ergibt. 

Zu Artikel 5 (Änderung des Sozialgerichts- 
gesetzes) 

Mit einer Ergänzung des § 177 Absatz 1 SGB III wird klar- 
gestellt, dass mit der Akkreditiemng als fachkundige Stelle 
keine Beleihung verbunden ist. Entscheidungen der fach- 
kundigen Stellen sind demnach privatrechtlicher Natur. Um 
gleichwohl den Rechtsweg vor den Sozialgerichten zu er- 
öffnen und damit deren Kompetenz auf dem Gebiet der Ar- 
beitsfordemng zu nutzen, wird § 51 Absatz 2 SGG dahin 
gehend ergänzt, dass in Angelegenheiten der Zulassung von 
Trägem und Maßnahmen nach §§ 176 ff. SGB III die So- 
zialgerichte zuständig sind. 

Zu Artikel 6 (Inkrafttreten) 

Das Gesetz tritt zum 1. Januar 2013 in Kraft. 
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Anlage 2 

Stellungnahme des Nationalen Normenkontrollrates 


Der Nationale Nonnenkontrollrat hat den Entwurf des 
Regelungsvorhabens geprüft. 

Infolge der Schließung des bestehenden Zusatzversorgungs- 
systems entfallt ab 1. Januar 2013 der Verwaltungsaufwand 
für die Erhebung und Vereinnahmung von Beiträgen. Die 
langfristig abnehmende Zahl von Leistungsempfangem 
führt zu einem weiteren allmählichen Rückgang des verblei- 
benden Verwaltungsaufwands, bis dieser schließlich ganz 
entfallt. Die Änderungen im Bereich der Arbeitsforderung 
führen zu keinem weiteren Verwaltungsaufwand. 

Das Ressort hat die Auswirkungen des Regelungsentwurfs 
auf den Erfüllungsaufwand nachvollziehbar dargestellt. Der 
Nationale Nomienkontrollrat hat keine Bedenken gegen das 
Regelungsvorhaben. 
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Anlage 3 


Stellungnahme des Bundesrates 


Der Bundesrat hat in seiner 900. Sitzung am 2 1 . September 
2012 beschlossen, zu dem Gesetzentwurf gemäß Artikel 76 
Absatz 2 des Grundgesetzes wie folgt Stellung zu nehmen: 

1 . Zum Gesetzentwurf insgesamt 

a) Der Bundesrat erkennt an, dass die Neuordnung der 
Altersversorgung grundsätzlich erforderlich und 
sachgerecht ist. Allerdings führt die vorgesehene Re- 
gelung zum Teil zu unzumutbaren Härten für die Be- 
troffenen. 

b) Der Bundesrat hält es für erforderlich, dass entspre- 
chende Übergangs- und Vertrauensschutzregelungen 
zum Beispiel im Bereich der Reduzierten Dynamisie- 
rung sowie bei der Kappung der Beitragsrückerstat- 
tung im Interesse der Betroffenen geschaffen werden. 

Insbesondere die Regelung, dass die bisherige eigen- 
ständige Berufsunfähigkeitsrente für Bezirksschom- 
steinfeger für Versorgungsberechtigte bestehen 
bleibt, sollte auch schon für Berechtigte ab dem 
40. Lebensjahr gelten. 

2. Zu Artikel 4 Nummer 8a -neu - 

(§176 Absatz 1 Satz 3 - neu - und Absatz 2 Satz 3 - neu - 

SGB 111) 

ln Artikel 4 ist nach Nummer 8 folgende Nummer einzu- 
fügen: 

,8a. § 176 wird wie folgt geändert: 

a) Dem Absatz 1 wird folgender Satz angefügt: 

„Öffentliche Schulen oder staatlich anerkarmte 
Schulen, die unter unmittelbarer staatlicher Auf- 
sicht stehen, bedürfen ebenfalls keiner Zulas- 
sung.“ 

b) Dem Absatz 2 wird folgender Satz angefügt: 

„Maßnahmen nach den Sätzen 1 und 2, die in 
Bildungsgängen durchgeführt werden, die durch 
Bundes- oder Landesrecht normiert sind, unter 


unmittelbarer staatlicher Aufsicht stehen und zu 
einem beruflichen Abschluss führen, bedürfen 
keiner Zulassung.“ ‘ 

Begründung 

Nur der staatlichen Schulaufsicht kommt die Garanten- 
stellung in Bildungsgängen zu, die zu einem staatlich an- 
erkannten Abschluss führen. Insoweit unterscheiden sich 
hier die Rahmenbedingungen von denen staatlich unge- 
regelter Bildungsangebote. 

Die derzeitige Verpflichtung zur Zertifizierung auch der 
Bildungsgänge, die zu staatlich geregelten Abschlüssen 
führen, ist inhaltlich überflüssig, erhöht den bürokrati- 
schen Aufwand und führt zu höheren Kosten und höhe- 
rem Zeitaufwand für die öffentliche Hand. Die Qualität 
der Schulen unter Aufsicht der Länder wird durch die 
Aufsicht der Länder gewährleistet. 

Bundes- oder landesrechtlich geregelte Bildungsgänge 
an diesen Schulen unterliegen gleichfalls der Qualitäts- 
kontrolle durch die Länder und sollten deshalb ebenfalls 
von der Zertifizierungspflicht durch die Verordnung über 
die Voraussetzungen und das Verfahren zu Akkreditie- 
rung von fachkundigen Stellen und zur Zulassung von 
Trägem und Maßnahmen der Arbeitsförderang nach 
dem Dritten Buch Sozialgesetz (Akkreditierungs- und 
Zulassungsverordnung Arbeitsforderung - AZAV) be- 
freit werden. 

Damit ist im Dritten Buch Sozialgesetzbuch aufzuneh- 
men, dass öffentliche oder staatlich anerkarmte Schulen, 
die unter Aufsicht der staatlichen Schulverwaltung ste- 
hen, als Träger von Maßnahmen ohne weitere Prüfung 
zugelassen sind. Für durch Bundes- oder Landesrecht 
geregelte Bildungsgänge ist eine Zulassung der Maß- 
nahme nicht erforderlich. Die Regelung macht auch 
deutlich, dass eigene - nicht bundes- oder landesrecht- 
lich geregelte - Bildungsangebote dieser Schulen selbst- 
verständlich einer Zulassung bedürfen. 
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